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In dem Rechtsstreit

Zugestellt am
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Kläger und Revisionskläger‚
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Beklagter und Revisionsbeklngter,

hat der 80 Senat des Bundessozialgeriehts ohne mündliche Ver—

handlung gemäß 95 465, 155 Abs„ 1, 124 Abs„ 2 des Sozialgerichts—

gesetzes am 460 Jüli 1965 durch '

Senatspräsident S t e n g e l

— Vorsitzender —
Bundesrichter Dro N e u h a u s und

Bundesriehter P e t e r s e n ‚
Bundessozinlrichter S c h ü t z und

Bundessozielrichter K u h n e r t

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schleswig—Hole

steinischen Lendessozialgerichts vom 480 September 4965 wird

zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht zu erstatteno
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Der Kläger bezieht Versorgung nach dem Bundesversorgungsge—

setz (BVG)o Anfangs waren ”doppelseitige eirrhotische Ober—

lappbntuberkulose und tuberkulöse Wirbelkörperentzündung im

Bereich des 40 und 50 Lendenwirbels” als Sehädigungsfolßen

anerkannt und die Rente zuerst nach einer Kinderung der Er—

werbsfähigkeit (MdB) um 100 VOH„, sodann um 80 VOHOund
schließlich um 50 V„H„ (Bescheid vom 190 Februar 1957) fest—

gesetzt worden„ Die Feststellung der Beschädigtenrente nach

einer MdB um 50 VOH„ stützte sich auf die Gutachten des

Prof„ Dr„ Ein■uß von 20 Januar 1957 und des Facherztcs Era

Re■nx■■: vom 160 Februar 19570

Nach einer Nachuntersuehung des Klägers in der Diekenissen—

anstalt in Flensburg zu Beginn des Jahres 1960 teilte das

'Versorgungsamt unter dem 240 März 1960 auf Vordruck dem

hlägor folgendes mit:

"Die gemäß 5 62 des Eundesversorgungsgesetzes von Amts
wegen vorgenommene Nachprüfung der Verhältnisse, die
für die Feststellung ihrer Versorgungsbesüge maßgebend
gewesen sind, hat ergeben, daß in diesen Verhältnissen
eine wesentliche Änderung n i c h t eingetreten istc
Ihre bisherigen Versorgungsbezüg0 ändern sich somit_nichto“

Gestützt auf das auf Grund einer Nachuntersuchung erstattete

Gutachten des Oberarztes Dr° E;tt■■::/Faeharztes Dro Imxxä—

°üj■xjvon der Diakonissenanstalt in Flensburg vom 20 Mai

1962 stellte das Versorgungsamt durch den Bescheid vom
240 Mai 1962 die Versorgungsbezüge gemäß 5 62 des BVG

neu fest, weil eine wesentliche Änderung insofern eingetre—

ten sei, als die Lungen— und Wirbeltuberkulese nunmehr kli—

nisch ausgeheilt sei„ Die Schädigungsfolgcn turden wié‘folgt

bezeichnet: “Vernar te Lungentuberkulose und konsolidierte

Tuberkulose des 40 und 50'1endenwirbels”o Die Rente wurde

nach einer NdE um 40 voHa mit Wirkung vom 10 Juli 1962an
festgestellte Der Widerspruch blieb erfolglos„ Klage und Be—

‘rufung hatten — jeweils nach Beweisaufnahme —
ebenfalls kei—

nen sriolgo
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Im Urteil vom 480 September 4965 hat das Landessozialgericht

(LSG) bei der Anwendung des 5 62 BVG die medizinischen Befunde

hinsichtlich der Schädigungsfolgen mit denen des Jahres 4957

verglichen, weil damals die Versorgungsbezüge maßgeblich fest—

gOStCllt worden seien; die Benachrichtigung des Versorgungs-

amts vom 24, März 4960 hat es nicht als eine Feststellung der

Versorgungsbezüge angesehen, Ein Zurückgehen auf die urs prüng—.

lieh ermittelten Verhältnisse, hier die des Jahres 4957, er—

\K■so sich insbesondere in Fällen der vorliegenden Art , wo es
sich um eine länger dauernde Heilungsbewährung handle, als

notwendige In den Schädigungsfolgen sei insofern eine wesent—
_

liche Änderung eingetreten, als inzwischen die Heilungsbex"äh—

rung abgelaufen sei, welche 4957 noch keinesfalls als abge—

schlossen habe betrachtet werden könncn° Durch die verbleiben—

den Sehädigungsfolgen werde die Erwerbsfähigkeit des Klägers

um nicht mehr als 40 v„Ho eingeschränkto Das Berufungsgericht

hat die Revision zugelassen, weil die von ihm vorgenommene

Auslegung des @62 BVG eine Rechtsfrage von grundsätzlicher
Bedeutung darstelleo

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

unter Auhebung des Urteils des Sebleswig—Holstéinischen
Landessozialgerichts vom 480 September 4965 und des Ur—
teils des Sozialgerichts Schleswig vom 250 November 4962
nach dem Berufungsantrag zu erkennen,
hilf5\:cise,
die Sache unter Aufhebung des Berufungsurteils zur erneu—
ten Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz zurück"
suverweiseno '

Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 62 BVG,
weil die Mitteilung des Beklagten vom 24 März 4960 ein den

Kläger begünsti gender Verwaltungsakt sei

Der Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers gegen das Urteil des Schleswig—Hol—
steinischen Landessozialgeriehts vom 48 September 4965 zu—
rückzuxveiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo
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‚Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündli—

che Verhandlung einverstanden erklärto

Der Kläger hat die durch Zulassung statthafte Revision form;

und fristgerecht eingelegt und begründeto

Streitig ist die Rechtmäßigkeit des Bescheides vom 240 Mai 1962

— in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 100 September

1962 — über eine Neufeststellung der Versorgung auf Grund des

% 62 Abs(, 1 BVG„ Nach dieser Vorschrift ist der Anspruch neu
festzustellen, wenn in den Verhältnissen, welche für die Fest—

stellung des Anspruchs auf Versorgung maßgebend gewesen sind,

eine Wesentliche Änderung eintritto Das LSG hat bei der Anwen—

dung dieser Vorschrift die su Beginn des Jahres 1957 ermittel—

ten Verhältnisse mit denen des Jahres 1962 verglichen und hat

-— obwohl die medizinischen Befunde seiner Ansicht nach im we—

sentlichen gleich geblieben seien — eine wesentliche Änderung
insofern festgestellt, als nunmehr ”Heilungsbewährung” einge—

treten sei und nicht mehr angenommen zu werden brauche, daß es

zu Rückfällen der Tuberkulose kommen werde„ Gegen die tatsäbhli—

che Feststellung einer wesentlichen Änderung dieser Verhältnisse

hat der Kläger keine Revisionsrügen erhoben, so daß sie nach

5 165 des Sozialgerichtsgesetscs (SGG) das Revisionsgericht;
bindeto

Zu Unrecht wendet sich der Kläger dagegen, daß das Berufungsge—

richt die Benachrichtigung der Verwaltung nicht zur Grundlage

eines für ihn günstigen Urteils ge■echt hat„ Es trifft zwar zu,
daß die Benachrichtigung das Datum vom 240 Kärz 1960 trägt, wäh—

rend der Postfreistempler das vom 24, August 1959 aufweistogßier—

durch aber wird ihre rechtliche Beurteilung nicht beeinfluß*;

vielmehr entbehren die Vermutungen, welehe die Revision an die—

ses Auseinanderklaffen der Daten knüpft, jeder Grundlage in den

Akteno Vor allem ist'aus ihnen keine substantiierte Rüge gegen

das angefochtene Urteil — sei es eine Verfahrensrüge oder die

Rüge einer unrichtigen Rechtsan■endung — hergeleitet werdeno
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Infolgedessen braucht auf diese Ausführungen nicht weiter

eingegangen zu werden„ Auch \';enn die Revision xveit ausgelegt

und in ihr das Vorbringen erblickt wird, die Benachrichti—

gung habe wegen ihres Charakters als Verwaltungsakt dem Klä—

ger ”da s Vertrauen auf eine grundsätzliche Beständigkeit“

der in ihr enthaltenen Regelung des Versor „ungs recht$Verh■inisses

gegeben, kann ihr insoweit nicht gefolgt werden, Zunächst

muß zweifelhaft sein, ob die Benachrichtigung als Verwaltungs—

akt, also als eine Maßnahme, welche von einer Verwaltungs—

stelle zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des

öffentlichen Rechts getroffen wird, angesehen werden kann

oder vielmehr als schlicht e Verwal _tungsäußerung aufzufassen

ist° Dies kann jedoch unerörtert bleiben° Denn auch wenn

sie ein Verwaltungsakt wäre, hätte die Verwaltung sich durch

sie nicht der Möglichkeit begeben, den Vers orgungsanspruch

des Klägers gemäß % 62 Abso 4 BVG neu i‘estsustellen, wenn
sich in Zukunft die maßgebenden Verhältnisse ändern sollteno
Dahingehende Ausführungen sind in der Benachrichtigung nicht

enthalten, mit der Revision auch nicht etwa vorgebracht wor—

den° Der Vertrauensschutz des Klägers kann nicht weiter ge—
hen, als der Wortlaut der Benachrichtigung sul aßto Sie gilt
“nämlich nur für die Dauer des Fortbestehens der Verhältnis—

se, welche für die Feststellung der Versorgungsbezüge vor

dem Jahre 4960 maßgebend gewesen waren und die sich — nach
der Auffassung der Verwaltung — bis zum Zeitpunkt der Be—

achrichtigung nicht wesentlich geändert hatteno Mithin

kann die Revision auch mit einer solchen Begründung.nicht

durchgreifeno

Es kommt vielmehr — entgegen der Ansicht der Revision —
allein darauf an, oo die Mitteilung vom 24 März 496 0 eine

Feststellung der Versergungsbesüge im Sinne von 5 62 Abso4„

BVG gewesen isto Auch in diesem Zusammenhang kann unerör—

tert bleiben, ob die Benachrichtigung — wie die Revision

ausführ — ein Verwaltungsakt is t Denn die Vorschrift des

5 62 Abs„ 4 BVG sets t nicht einen Verwaltung :sakt schlecht—
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hin, sondern einen Verwaltungsakt bestimmten Inhalts voraus

Um eine Änderung der Verhältnisse zu beurteilen, kann bei einer
Néufeststellung des Versorgungsanspruehs eine vorhergehende

Feststellung nur dann herangezogen werden, wenn für sie die

zu ihrer Zeit bestehenden tatsächlichen Verhältnisse maßge—

bend gewesen sind (vglé BSG 11, 256 ff„, 241—242, 15, 26 ffo)o

Durch die Benachrichtigung vom 24„ März 1960 aber sind für das

Vorsorgungsverhältnis des Klägers die früheren Verhältnisse —
also die vom Jahre 1957 — als nicht wesentlich geändert, mit—

hin als weiter maßgebend bezeichnet, die bisherige Regelung,

ist beibehalten werden° Die Benachrichtigung kann demgemäß

sehon ihrem sachlichen Gehalt nach nicht als eine zum Vers

gleich heranzuziehehde Feststellung der Rente im Sinne von

5 62 Abso 1 BVG angesehen werdeno

Zu Recht ist hier das LSG auf die Feststellung der Versorgungs—

bezüge durch den Bescheid vom 190 Februar 1957 zurückgegangeno
Ihr liegt eine Ermittlung und Feststellung der zur damaligen

Zeit bei dem Kläger vorliegenden medizinischen Unterlagen

zugrundeo Von ihnen ausgehend hat das Berufungsgericht — wie

bereits dargelegt — für des BSG bindend eine wesentliche
Änderung der Verhältnisse festgestellt, so daß das angefochtene
Urteil zutreffend ist() Die nicht begründete Revision des

Klägers war dementsprechend zurückzuweiseno- '

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 Abs() 1 3GGO
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Da die Voraussetzungen der 55 165, 153 Abso1; 124 Abso 2 SGG

erfüllt sind? konnte der Senat ohne mündliche Verhandlung

durch Urteil entscheiden° '
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